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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5270/2016
öffentlich
01.12.2016

Dezernat: II
Fachdienst: 61 - Stadtplanung und Denkmalschutz
Sachbearbeiter/in: Nützel, Bernd

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Erörterung Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Erörterung Öffentlich
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften Erörterung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Marburg Entscheidung Öffentlich

Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg
Öffentliche Auslegung der Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 "Solarpark 
Gisselberg" im Stadtteil Gisselberg

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) wird für die 
Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 "Solarpark Gisselberg" beschlossen.

2. Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 wird 
entsprechend der Kennzeichnung im Übersichtsplan geändert.

Sachverhalt:

Für diese Flächennutzungsplan-Änderung hat die Stadtverordnetenversammlung der 
Universitätsstadt Marburg am 15. Juli 2016 den Aufstellungsbeschluss gefasst.
Wie in dieser Beschlussvorlage erwähnt, soll auf den landwirtschaftlichen Flächen südöstlich 
von Gisselberg, zwischen der Main-Weser-Bahn und der B 3a gelegen, ein Solarkraftwerk 
zur regenerativen Erzeugung von elektrischer Energie gemäß dem „Erneuerbaren Energien 
Gesetz“ (EEG) im planungsrechtlichen Außenbereich errichtet werden. Dabei soll eine 
öffentliche Wegeparzelle mit genutzt werden. 

Im Zeitraum vom 22. Juni bis einschließlich 22. Juli 2016 hat die frühzeitige Beteiligung der 
Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB und der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB mit dem 
Vorentwurf stattgefunden.
Der Vorentwurf hatte ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Solar – Photovoltaik 
dargestellt. 
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Aus diesem frühzeitigen Beteiligungsschritt hat sich Folgendes ergeben:
 Diese landwirtschaftlichen Flächen sind im Raumordnungsplan 2010 als 

Vorranggebiet Landwirtschaft gekennzeichnet. Da der Solarpark größer als 5 ha ist, 
ist er in raumplanerischer Hinsicht "raumbedeutsam" und demnach dort unzulässig. 
In einem Abweichungsverfahren ist zwingend von dieser Beachtungspflicht des 
Vorrangs Landwirtschaft im Raumordnungsplan zu befreien. Das ist vom 
Regierungspräsidium Gießen/Obere Landesplanungsbehörde in der Stellungnahme 
vom 14. Juli 2016 (s. Anlage) dargelegt worden.

 Der Kreisausschuss/Fachbereich Ländlicher Raum hat in seiner Stellungnahme vom 
18. Juli 2016 (s. Anlage) erhebliche Bedenken gegen die Planung vorgebracht, da sie 
landwirtschaftliche Nutzfläche im Außenbereich überplant und keinen Ersatz dafür 
vorsieht.

 Für das notwendige Abweichungsverfahren ist am 26. Oktober 2016 von der Stadt 
der Antrag gestellt worden. Nach Auskunft durch das Regierungspräsidium Gießen 
wird die Regionalversammlung Ende Januar 2017 darüber entscheiden.

 Am 24. November 2016 hat ein Abstimmungstermin zu dem Abweichungsverfahren 
und den Bedenken des Kreisausschusses/Fachbereich Ländlicher Raum 
stattgefunden. Daran haben Vertreter des Regierungspräsidiums, des 
Kreisausschusses, des Vorhabenträgers und der Stadt teilgenommen. Im Ergebnis 
werden die geäußerten Bedenken des Kreisausschusses/Fachbereich Ländlicher 
Raum durch dieses Abweichungsverfahren und durch die gegenseitige Verpflichtung, 
dass in dem neu aufzustellenden Regionalplan (Aufstellung ist von der 
Regionalversammlung beschlossen worden) eine im Regionalplan Mittelhessen 2010 
als Vorranggebiet Siedlung Planung enthalten Fläche in landwirtschaftliche Fläche 
umgewandelt werden soll, ausgeräumt. Dies wird das Regierungspräsidium durch 
eine entsprechende Auflage im Abweichungsverfahren dokumentieren. Dieser 
Vorgehensweise ist von den Vertretern des Kreises zugestimmt worden. 

Der Ortsbeirat Gisselberg hat der Planung in seiner Sitzung am 12. Juli 2016 zugestimmt.

Die Planerweiterung wird vorgenommen, da der Vorhabenträger Volllast GmbH auch dieses 
Grundstück (Gemarkung Gisselberg, Flur 6, Flurstück 232 - teilweise, ohne den Bereich der 
bestehenden Pumpstation) anpachten konnte, um den Solarpark darauf auszuweiten.
Diese Vergrößerung um ca. 0,3 ha hat keine inhaltlichen Auswirkungen auf die Planung. Das 
bezieht sich auch auf das Verfahren zur Abweichung von den Zielen des 
Raumordnungsplans.

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird für diese Flächennutzungsplan-Änderung auf den 
Umweltbericht zu den parallel aufzustellenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 19/8 
verwiesen.

Alles Weitere kann den beigefügten Planunterlagen entnommen werden.

Dr. Franz Kahle
Bürgermeister

Finanzielle Auswirkungen:
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Anlagen:
 Stellungnahme Regierungspräsidium Gießen vom 14. Juli 2016 (Auszug)
 Stellungnahme Kreisausschuss/Fachbereich Ländlicher Raum vom 18. Juli 2016
 Übersichtsplan
 Entwurf Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 „Solarpark Gisselberg“ mit 

Begründung

Beteiligung an der Vorlage durch:

FBL 6 FD 61

A: Anhörung; B: Beteiligung; K: Kenntnisnahme; S: Stellungnahme
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1.  Planungsanlass und Verfahren 

Der Vorhabensträger Volllast GmbH / An der Linde 17 / 86987 Schwabsoien beabsichtigt auf landwirt-
schaftlich genutzter Flächen im Gebiet der Universitätsstadt Marburg die Errichtung einer Freiflächen-
Photovoltaikanlage. 

Es handelt sich im Sinne des § 51 (1) 3. c) cc) Erneuerbaren Energiengesetzes (EEG) um eine An-
lage, die auf einer Fläche errichtet wird, die längs eines Schienenweges liegt und innerhalb eines Ab-
standes bis zu 110 m, gemessen zum äußeren Rand des befestigten Bahnkörpers. 

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Zulässigkeit der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist die 
Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 der Universitätsstadt Marburg für den „Solarpark Gisselberg“ 
im Stadtteil Gisselberg der Universitätsstadt Marburg erforderlich.  

Im sogenannten Parallelverfahren wird nach § 8 Abs. 3 BauGB der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan „Solarpark Marburg-Gisselberg“ aufgestellt, wobei ein sonstiges Sondergebiet im 
Sinne des § 11 Abs. 2 BauNVO, mit Zweckbestimmung Solar - Photovoltaik auf den Flur 6 
Flurnummern 232 Teilfläche, 233, 235 und 236 der Gemarkung Gisselberg festgesetzt werden soll. 

Der Magistrat hat am 09.05.2016 dem Antrag auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens in Marburg, 
Stadtteil Gisselberg, im Südosten der Ortslage zwischen Bahn- und B3 gemäß § 12 BauGB zuge-
stimmt und am 13.06.2016 zur Fassung des Aufstellungsbeschlusses an die Stadtverordnetenver-
sammlung weitergeleitet. 

Aufgrund der Fristen, die das Ausschreibungsverfahren im EEG vorgibt, ist es notwendig die Frühzei-
tige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit vor dem Aufstellungsbeschluss 
zu beginnen. 

Am 13.06.2016 wurde das Vorhaben im Ortsbeirat durch das Planungsbüro Löcherer + Ryll vorgestellt 
und Fragen und Anregungen der Öffentlichkeit behandelt. 

Die Aufstellung des Flächennutzungsplanes gemäß § 2 BauGB wurde durch die Stadtverordnetenver-
sammlung am 17.06.2016 beschlossen. 

Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und die Beteiligung der Be-
hörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB haben in der Zeit vom 22.06.2016 bis einschließlich 22.07.2016 
stattgefunden. 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Universitätsstadt Marburg ist der Änderungsbereich als 
Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 legt für den Bereich des Vorhabens folgende Nutzungen fest: 
- Vorranggebiet für Landwirtschaft 
- Vorranggebiet Regionaler Grünzug 
- Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen 

Diese Ziele der Regionalplanung stehen der o.g. Bauleitplanverfahren entgegen. 

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Freiflächen-Photovoltaikanlage ist 
nach § 8 Hessisches Landesplanungsgesetz eine Befreiung von der Beachtenspflicht (Zielabwei-
chungsverfahren) von dem regionalplanerischen Ziel „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ nötig. 

Ferner ist abzuwägen, ob die Nutzung des Vorranggebietes Regionaler Grünzug und des Vorbehalts-
gebietes für besondere Klimafunktionen mit dem Planvorhaben vereinbar sind. 

Mit Antrag vom 26.10.2016 wurde durch die Universitätsstadt Marburg ein eine Befreiung von der Be-
achtungspflicht des Vorrangs Landwirtschaft im Raumordnungsplan Mittelhessen 2010 beantragt. 

Am 24.11.2016 fand ein Abstimmungstermin zwischen Vorhabensträger, Vertretern des Regierungs-
präsidiums Gießen, dem Kreisausschuss Marburg Biedenkopf Fachbereich Ländlicher Raum und der 
Universitätsstadt Marburg statt. 

Das Regierungspräsidium Gießen erachtet die mit Schreiben vom 26.10.2016 eingereichten Antrags-
unterlagen mit geringfügigen, am 2.12.2016 nachgereichten Ergänzungen als ausreichend für die Ent-
scheidung über den Antrag auf Befreiung von der Beachtenspflicht durch die Regionalversammlung 
Ende Januar 2017. 

Der Offenlagebeschluss wird für die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. Januar 2017 
vorbereitet. In dem Beschluss und in dem weiteren Bauleitplanverfahren wird auf eine Genehmigung 
des Abweichungsverfahrens Ende Januar 2017 abgestellt. 
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2. Abgrenzung und Beschreibung des Geltungsbereiches 

Das Areal liegt etwa 70 bis 150 m südwestlich des Ortteils Gisselberg. 

Abb. 1: Lage im Raum M 1:25.000 
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2.1 Beschreibung des Geltungsbereiches  

2.1.1 Naturräumliche Grundlagen 

Das Planungsgebiet liegt gem. Gliederung des Bundesamtes für Naturschutz (BIN), 2006 in der natur-
räumlichen Haupteinheit Westhessisches Berg- und Beckenland (nach Meynen/ Schmitthüsen..  

2.1.2 Beschreibung des Planungsbereiches 

Nutzung Reale Vegetation 
Der Planungsbereich ist intensiv landwirtschaftlich genutzt. 

Allgemeine Raumbeschreibung 
Der Planungsraum liegt im Flusstal der Lahn zwischen der Bundesstraße B3 im Osten, der Eisen-
bahnlinie Gießen - Marburg im Westen und der Ortslage Gisselberg. 

Die Böschung der Bundesstraße ist mit hohen Sträuchern gut eingegrünt, ebenso wie die Pumpstation 
an der Nordostecke des Planungsgebietes. Die Eisenbahnlinie ist zum Geltungsbereich mit Bäumen 
und Sträuchern gut begrünt. An den schmalen Nord- und Südseiten zum Geltungsbereich bestehen 
keine Eingrünungen. Diese Gehölzstrukturen befinden sich alle außerhalb des Geltungsbereiches. 

Der Geltungsbereich weist keine Gehölzstrukturen auf. 

Eine Pumpstation an der Nordostecke des Planungsgebietes, liegt außerhalb des Geltungsbereiches.   

Ein Feldweg, mit beidseitigem schmalem Rasenstreifen, durchschneidet von Nord nach Süd etwa mit-
tig den Geltungsbereich. 

Eine Hochspannungsleitung verläuft etwas westlich der Mittelachse längs durch den Geltungsbereich. 
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Der Siedlungsbereich Gisselberg liegt an einem ostexponierten Hang, von wo aus das Planungsgebiet 
nach dem Laubfall im Winter einsehbar ist. Im Sommer verbergen die Bäume und Sträucher entlang 
der Bahnlinie großenteils die Sicht auf die Anlage. 

Es handelt sich weitgehend um strukturloses Ackerland. Hecken mit minimalen Rankenstrukturen be-
finden sich randlich der Eisenbahn und Bundesstraße. 

Es bestehen wesentliche Vorbelastungen durch die Bundesstraße, die Eisenbahnlinie und die Hoch-
spannungsleitungen. 

Der Planungsbereich wird durch einen asphaltierten Feldweg östlich der Eisenbahnlinie erschlossen.  

Das ebene Gelände fällt von Nordosten nach Südwesten ungefähr von 176 auf 175 m ü.NN. 

Der Damm der Bundesstraße liegt ca. 1,5 bis 2 m über dem Niveau des Geltungsbereiches. Der 
Bahnkörper liegt bis zu einem Meter höher als der Geltungsbereich. 

Der Fluss Lahn verläuft 70 bis 400 m östlich des Geltungsbereiches, abgetrennt durch den Damm der 
Bundesstraße B3. 

Der Weimarer See liegt 400 m südwestlich des Geltungsbereiches. 

Grabenbäche südwestlich, nordwestlich und nordöstlich, dort getrennt durch den Bahndamm, liegen in 
der Umgebung des Geltungsbereiches. 

Der Geltungsbereich liegt nicht in einem Überschwemmungsgebiet, jedoch in der Wasserschutzge-
bietszone III A. 

Lt. Aussage des Landschaftsplanes besteht ein potentieller Konflikt zwischen Grundwasserschutz in 
der Wasserschutzgebiet Zone III A und der landwirtschaftlichen Nutzung, bezüglich einer möglichen 
Eutrophierung. Dieser Konflikt wird durch den Verzicht auf Düngung und Agrochemikalien im Zuge der 
Nutzung des Gebietes als Freiflächen-Photovoltaikanlage minimiert. 

Klima: 
Übergangsklima mit milden Wintern und warmen Sommern. Die Durchschnittliche Jahrestemperatur 
beträgt 9 °C. Die durchschnittliche Niederschlagsmenge beträgt ca. 760 mm pro Jahr. Durchschnittlich 
ist die Sonne jährlich an 1.226 Stunden zu sehen (Quelle Wikipedia). 

Boden: 
Junge Schwemmlandböden in der Talniederung der Lahn, seit der Eiszeit durch Anschwemmung ent-
standen und mit Windanwehungen von Löss angereichert. 

Der Funktionserfüllungsgrad des Bodens ist im Geltungsbereich weitgehend als mittel und kleinräumig 
im Ostteil des Mittelbereichs als gering eingestuft. 

Die Ertragszahlen der Böden wechseln zwischen 40 und 65 und sind im Mittel mit 50 einzustufen. 
(Quelle Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie). 

Die Wertigkeit der Ackerfläche liegt mit einer EMZ von 52 (0 47 für Gisselberg ) über dem ortsüblichen 
Niveau siehe Stellungnahme Kreisausschuss - Kreis Marburg Biedenkopf vom 18.07.2016 Fachbe-
reich Ländlicher Raum und Verbraucherschutz- 

Es besteht Intensive Landwirtschaftliche Nutzung. 

Abbildung 2 Bodenentstehung: 

 

 

18 von 28 in der Zusammenstellung



Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 der Universitätsstadt Marburg für den „Solarpark Gisselberg“ 
im Stadtteil Gisselberg                                                                                        - Begründung -             Seite 6
 

  

Planungsbüro Löcherer  Ryll 05.12.2016 

Abbildung 3 Bodenfunktionsbewertung: 

 

 

Abbildung 4 Boden - Ertragszahlen: 

 

 

2.2 Standortentscheidung 

Die Standortauswahl erfolgte im Umweltbericht zum Bebauungsplan (siehe unten 5.) auf der Grund-
lage einer Untersuchung und Bewertung der im Stadtgebiet Marburg vorhandenen Standorte mit An-
spruch auf Vergütungsfähigkeit gem. EEG. Es handelt sich hier im Sinne des Erneuerbaren Energien-
gesetzes (EEG) um eine Fläche die längs eines Schienenweges in einem Abstand bis zu 110 Metern 
liegt, gemessen vom äußeren Rand des befestigten Bahnkörpers, gemäß EEG § 51 (1) 3. c) cc). 

3. Anpassung an Ziele der Raumordnung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Das Pla-
nungsgebiet liegt im Bundesland Hessen in der Universitätsstadt Marburg und ist dem Regionalplan 
Mittelhessen zugehörig. 

3.1 Raumordnung 

3.1.1 Landesentwicklungsplan Hessen (LEP Hessen) 

Im Landesentwicklungsplan Hessen 2000 werden die folgenden hier relevanten Ziele und Grundsätze 
aufgestellt:  

(G) 8.1 Natur und Landschaft - Grundsätze 

Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft sind in der für den jeweiligen Naturraum ty-
pischen Form zu schützen und zu entwickeln. Zur Sicherung des Naturhaushalts sind hinreichend 
große Flächen mit intaktem oder wenig beeinträchtigtem Naturhaushalt vor Inanspruchnahme zu 
schützen; eine ungestörte natürliche Entwicklung ist zu fördern (Prozessschutz) und vorhandene 
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Schäden sind zu beseitigen. Auf den übrigen Flächen ist die Beeinträchtigung des Naturhaushaltes 
auf das Maß zu begrenzen, das unvermeidbar ist. Die nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter 
ist zu sichern. Nicht oder nur schwer erneuerbare Naturgüter dürfen nur genutzt werden, wenn andere 
Belange überwiegen und keine Alternativen bestehen. 

Besonderen Schutz genießen die in Hessen heimischen Tier- und Pflanzenarten sowie ihre Lebens-
gemeinschaften, deren Vorkommen auf bestimmte Naturräume begrenzt ist, sowie die Rastplätze und 
Wanderwege der wild lebenden wandernden Tierarten. In den Fließgewässern ist ein ungehinderter 
Austausch der Populationen der Wasserfauna zu gewährleisten. 

Flächen, die auf Grund ihrer Lage oder Entwicklungsmöglichkeit für künftige Maßnahmen der Lebens-
raumgestaltung, -entwicklung oder -vernetzung besonders geeignet sind, sollen großräumig verbun-
den werden (Biotopverbundsystem). Für das Klima wichtige Flächen sollen erhalten und entwickelt 
werden. 

Eingriffe in Natur und Landschaft sind auf ihr Erfordernis zu überprüfen und dem jeweiligen Land-
schaftsbild und Naturhaushalt nach Lage und Ausführung anzupassen. 

Eine Zersiedelung der Landschaft ist zu verhindern. 

Eingriffe sollen auf vorbelastete Gebiete oder im räumlichen Anschluss an solche Flächen konzentriert 
werden, sofern diese nicht aus Gründen des Naturschutzes und der Landschaftspflege oder sonstigen 
vorrangigen öffentlichen Interessen hiervon freizuhalten sind. 

In den Bereichen für Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft sind solche Nutzungen und 
Vorhaben zulässig, die mit den Zielen für die jeweilige Fläche im Einklang stehen. Lebensräume au-
ßerhalb dieser Flächen, die nicht oder zumindest nicht in überschaubaren Zeiträumen wiederherstell-
bar sind, dürfen in der Regel nicht beseitigt oder nur in Anspruch genommen werden, wenn andere 
geeignete Flächen nicht vorhanden sind. 

Isoliert im Außenbereich liegende größere bauliche Anlagen, die nicht mehr benötigt werden, sollen im 
rechtlich zulässigen Maß beseitigt und die Flächen der Entwicklung naturnaher Lebensgemeinschaf-
ten zugeführt werden. Dabei muss der Zugewinn für den Naturhaushalt in einem angemessenen Ver-
hältnis zu den Kosten stehen. Einrichtungen für Sport, Freizeit und Erholung sollen mit den Natur-
schutzbelangen abgestimmt werden. 

(G)11.1. Energiebereitstellung – Grundsätze und Ziele 

Für Planung und Realisierung der zu einer bedarfsgerechten Bereitstellung von Energie erforderlichen 
Infrastruktur sowie der hierzu notwendigen Einrichtungen ist zu berücksichtigen, dass die Potenziale 
zur Verringerung des Energieverbrauchs und zur Nutzung regional und lokal erneuerbarer Energien 
ausgeschöpft werden, 

Die planungsrelevanten Ziele im Landesentwicklungsplan Hessen (LEP Hessen) sind in der 
Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 der Universitätsstadt Marburg für den „Solarpark Gisselberg“ 
im Stadtteil Gisselberg beachtet. 

3.1.2 Regionalplan Mittelhessen 2010 

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 wurde am 22. Juni 2010 durch die Regionalversammlung be-
schlossen und am 13. Dezember 2010 durch die Hessische Landesregierung genehmigt. Mit der Be-
kanntmachung im Staatsanzeiger Nr. 9 am 28. 2. 2011 tritt der Regionalplan Mittelhessen in Kraft. 

Zeichenerklärung: 
(Z) = Ziel der Regionalplanung 
(G) = Grundssatz der Regionalplanung 
(K) = In der Plankarte und den Themenkarten sind Ziele und Grundsätze in zeichnerischer Form als 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete räumlich bestimmt. 

4.1-2(G) (Regionale Raumstruktur) Zur Umsetzung dieser Leitvorstellung soll im Verdichtungsraum 
der Regionale Grünzug als langfristig von Besiedlung freizuhaltender Freiraum gesichert und bei Be-
rücksichtigung seiner vielfältigen Funktionen für den Verdichtungsraum zu einem attraktiv gestalteten 
Landschaftsraum mit hohem Erlebnis und Erholungswert aufgewertet werden. 

6.1.2-1 (Z) (K) In den Vorranggebieten Regionaler Grünzug hat die Sicherung und Entwicklung des 
Freiraums und der Freiraumfunktionen Vorrang vor anderen Raumansprüchen. 

Die Funktionen des Vorranggebiets Regionaler Grünzug dürfen durch die Landschaftsnutzung nicht 
beeinträchtigt werden. Planungen und Maßnahmen, die zu einer Zersiedlung, zu einer Beeinträchti-
gung der Gliederung von Siedlungsgebieten, der Freiraumerholung oder des Wasserhaushalts oder 
zu einer ungünstigen Veränderung der klimatischen oder lufthygienischen Verhältnisse führen können, 
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sind nicht statthaft. Hierzu zählen neben wohnungsbaulicher und gewerblicher Nutzung auch Sport 
und Freizeiteinrichtungen mit einem hohen Anteil baulicher Anlagen, Verkehrsanlagen sowie andere 
Infrastrukturmaßnahmen. Die Errichtung baulicher Anlagen, die einen nicht nur vorübergehenden Auf-
enthalt von Menschen ermöglicht, ist im Vorranggebiet Regionaler Grünzug unzulässig. 

6.1.2-2 (Z) Eine Inanspruchnahme eines Vorranggebiets Regionaler Grünzug ist ausnahmsweise 
möglich, wenn andere Gründe des Wohls der Allgemeinheit überwiegen und die Grundzüge der Pla-
nung dadurch nicht berührt werden. In diesen Fällen sind in Abstimmung mit der Oberen Landespla-
nungsbehörde die betroffenen Funktionen auszugleichen. 

6.1.2-3 (Z) Vorhaben, die der Freiraumerholung der Allgemeinheit dienen und die Funktionen des Vor-
ranggebiets Regionaler Grünzug nicht beeinträchtigen, sind zulässig. Maßnahmen, die die Zugäng-
lichkeit der Landschaft für die Allgemeinheit erheblich einschränken, sind nicht zulässig. 

6.1.3-1 (G) (K) In den Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktionen sollen die Kalt- und Frisch-
luftentstehung sowie der Kalt- und Frischluftabfluss gesichert und, soweit erforderlich, wiederherge-
stellt werden. Diese Gebiete sollen von Bebauung und anderen Maßnahmen, die die Produktion und 
den Transport frischer und kühler Luft behindern können, freigehalten werden. Planungen und Maß-
nahmen in diesen Gebieten, die die Durchlüftung von klimatisch bzw. lufthygienisch be lasteten Orts-
lagen verschlechtern können, sollen vermieden werden. Der Ausstoß lufthygienisch bedenklicher 
Stoffe soll reduziert, zusätzliche Luftschadstoffemittenten sollen nicht zugelassen werden. 

6.3-1 (Z) (K) In den Vorranggebieten für Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Nutzung Vorrang 
vor entgegenstehenden Nutzungsansprüchen. Die Agrarstruktur ist hier für eine nachhaltige Landbe-
wirtschaftung zu sichern und zu entwickeln. 

7.2.3 Nutzung solarer Strahlungsenergie  

7.2.3-1 (G) Zur Umwandlung solarer Strahlungsenergie in Strom sollen Photovoltaikanlagen an Ge-
bäuden und an Bodenstandorten genutzt werden. 

7.2.3-2 (G) Raumbedeutsame Photovoltanlagen sollen vorrangig auf bereits versiegelten bzw. vorbe-
lasteten Flächen errichtet werden. 

7.2.3-3 (Z) Unzulässig ist die Errichtung raumbedeutsamer Photovoltaikanlagen in Vorranggebieten 
für Natur und Landschaft, Vorranggebieten für Forstwirtschaft, Vorranggebieten für Landwirtschaft. 
Die Ziele der Denkmalpflege gem. Kap. 5.6 sind zu beachten. 
 

Abb. 5: Zeichenerklärung zu Raumstruktur und Ziele Regionalplan Mittelhessen 2010 
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Abb. 5: Raumstruktur und Ziele Regionalplan Mittelhessen 2010 

 

 

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 legt für den Bereich des Vorhabens zusammengefasst folgende 
Nutzungen fest: 

- Vorranggebiet für Landwirtschaft 
- Vorranggebiet Regionaler Grünzug 
- Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen 

Diese Ziele der Regionalplanung stehen dem o.g. Bauleitplanverfahren entgegen. 

3.1.3 Zielabweichungsverfahren zum Regionalplan Mittelhessen 2010 

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Freiflächen-Photovoltaikanlage ist 
nach § 8 Hessisches Landesplanungsgesetz eine Befreiung von der Beachtenspflicht (Zielabwei-
chungsverfahren) von dem regionalplanerischen Ziel „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ nötig. 

Ferner ist abzuwägen, ob die Nutzung des Vorranggebietes Regionaler Grünzug und des Vorbehalts-
gebietes für besondere Klimafunktionen mit dem Planvorhaben vereinbar sind. 

Mit Antrag vom 26.10.2016 wurde durch die Universitätsstadt Marburg ein eine Befreiung von der Be-
achtungspflicht des Vorrangs Landwirtschaft im Raumordnungsplan Mittelhessen 2010 beantragt. 

Am 24.11.2016 fand ein Abstimmungstermin zwischen Vorhabensträger, Vertretern des Regierungs-
präsidiums Gießen, dem Kreisausschuss Marburg Biedenkopf Fachbereich Ländlicher Raum und der 
Universitätsstadt Marburg statt. 

Das Regierungspräsidium Gießen erachtet die mit Schreiben vom 26.10.2016 eingereichten Antrags-
unterlagen mit geringfügigen, am 2.12.2016 nachgereichten Ergänzungen als ausreichend für die Ent-
scheidung über den Antrag auf Befreiung von der Beachtenspflicht durch die Regionalversammlung 
Ende Januar 2017. 
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Im weiteren Verfahren wird auf eine Genehmigung des Abweichungsverfahrens Ende Januar 2017 
abgestellt. 

Somit wird angenommen, dass die Ziele des Regionalplanes in der Planung beachtet werden. 

3.2 Bauleitplanung 

3.2.1 Flächennutzungsplan 

Die Ziele des Flächennutzungsplanes der Universitätsstadt Marburg wurden in der 
Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 der Universitätsstadt Marburg beachtet.  

3.2.2 Landschaftsplan. 

Der Landschaftsplan nur für einen Teil des Stadtgebietes erstellt und nicht in den Flächennutzungs-
plan der Universitätsstadt Marburg integriert. 

Aussagen des Landschaftsplanes zum Planungsraum: 

Landschaftsbild Verebnung (Tallage der Lahn) 

Lokalklimatisches Charakteristikum „offene Flur (Acker Grünland“. 

Freihalten siedlungsrelevanter Kaltluftentstehungsflächen und Frischluftbahnen bestehender offener 
Landschaftsbereiche aus klimaökologischen Gründen. Erhalten der Sichtbeziehungen. Erhalt von 
ackerfähigen Standorten (z.T. erosionsmindernder Maßnahmen). 

Konflikt Schallemissionen (von Bundesstraße B3 und Eisenbahn) mit Wohn und Erholungsnutzung. 

Konflikt Freileitungen mit Erholungsnutzung. 

Konflikt Grundwasserschutz (Wasserschutzgebiet Zone III A) mit Eutrophierung (Landwirtschaft). 

Heckenbiotope randlich der Eisenbahn und der Bundesstraße B3 sind zu vorhanden und zu pflegen. 

Sonstige textliche Hinweise des Landschaftsplanes sind zu beachten. 

Nördlich des Geltungsbereiches wird auf eine Verbesserung der Fußwegeverbindung hingewiesen. 

Empfindlichkeit des Landschaftsraumes II (wenig empfindlich) bis III (empfindlich) - Eingriffe in das 
Landschaftsbild sind bei entsprechendem Aufwand minimierbar. 

Die Aussagen des Landschaftsplanes werden in der Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 der 
Universitätsstadt Marburg beachtet. 

Hinweis: 
Freileitungen sind im beiliegenden Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan nicht lagemäßig richtig 
dargestellt. 

Der Standort für die Freiflächen-Photovoltaikanlage ist nach der bestmöglichen Landschaftsverträg-
lichkeit und im Sinne des Erneuerbare-Energien-Gesetz auf einer landschaftlich vorbelasteten Fläche 
ausgewählt. 
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Abb. 6 Landschaftsplan: 
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3.3 Schutzgebiete 

 Abbildung 7: Schutzgebiete im Planungsraum 

Im Geltungsbereich kommen keine Schutz-
gebiete vor. 

Im Anschluss an den Westrand des   Gel-
tungsbereiches, am Bahndamm südöstlich 
Gisselberg, befindet sich der Biotop Nr. 
1096 mit der Bezeichnung „Feldgehölz am 
Bahndamm südöstlich Gisselberg“, er be-
steht aus Gehölzen trockener bis frischer 
Standorte. 

In der weiteren Umgebung befinden sich das 
Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund  
Lahn-Ohm“. 

Weitere geschützte Biotope sind nach 
Hessischer Biotopkartierung 1992-2006 zwei 
Altarme der Lahn. 
 

 

4. Ziele und Zwecke der Änderung 

Mit der Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 der Universitätsstadt Marburg für den „Solarpark 
Gisselberg“ im Stadtteil Gisselberg der Universitätsstadt Marburg soll ein Beitrag dazu geleistet wer-
den, der gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen, regenerative Energien zu fördern, um damit das 
Klima durch Verringerung der CO2 Belastung zu verbessern. Dabei soll ein Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaik“ gemäß §11 Abs. 2 BauNVO dargestellt werden. 

4.1 Beschreibung des Vorhabens 

Geplantes Sondergebiet mit Zweckbestimmung „Photovoltaik“: 

Auf dem Gebiet der Universitätsstadt Marburg, auf den Flur 6 Flurnummern 232 Teilfläche, 233, 235 
und 236 der Gemarkung Gisselberg soll eine Freiflächen-Photovoltaikanlage errichtet werden. 

Der Standort für die Freiflächen-Photovoltaikanlage ist nach der bestmöglichen Landschaftsverträg-
lichkeit und gemäß dem Erneuerbare-Energien-Gesetz ausgewählt. Es handelt sich gemäß § 51 Abs. 
1.3 c, cc EEG 2014 um eine Fläche entlang von Schienenwegen. 

Die Anlage ist ein Sonnenstromkraftwerk mit ca. 3,92 MWp. Anlagenleistung und dient der gewerbli-
chen Erzeugung von Strom aus Sonnenenergie. Die Module sammeln das Sonnenlicht und wandeln 
einen bestimmten Anteil davon in elektrische Energie in Form von Gleichstrom um. An geeigneter 
Stelle im Bereich der Anlage werden Funktionsgebäude erforderlich. Darin befinden sich Wechsel-
richter zur Umwandlung von Gleichstrom in Wechselstrom und ein Trafo zur Hochtransformierung des 
Wechselstromes in einen Mittelspannungsstrom sowie sonstige, für den Betrieb der Anlage erforderli-
che technische Einrichtungen. Von dem Gebäude aus erfolgt der Anschluss gemäß dem Erneuerba-
ren Energien Gesetz (EEG) an das Mittelspannungsnetz über eine Erdleitung. 

Bei den Energiegewinnungsanlagen handelt es sich um pultdachförmig angeordnete Module, mit auf-
geständerten starren Unterkonstruktionen auf gerammten Punktfundamenten. 

Die maximal mit Modulen überbaute Fläche ist nicht gleichzusetzen mit der versiegelten Fläche, da 
nur die Pfosten und Elektrogebäude den Boden versiegeln. Die Modulplatten sind mit Abständen zu-
einander versetzt, so dass für ausreichend Niederschlag unter den Tischflächen gesorgt ist. Dies er-
möglicht den Weiterbestand bzw. die ungestörte Entwicklung einer geschlossenen Vegetationsdecke 
im gesamten Anlagenbereich. 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst ca. 6,25 ha, der als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbe-
stimmung Photovoltaik ausgewiesen werden soll. 
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Die eingezäunte Fläche (Anlagenbereich) beträgt ca. 5,50 ha. 

Die maximale mit Modulen und Elektroeinrichtungen bebaubare Fläche beträgt ca. 3,30 ha. 

Die nicht eingezäunte Fläche (für Minimierung nach Abzug von Wegeflächen) misst ca. 0,75 ha. 

Die Modulanlage wird eine Maximalhöhe von ca. 3,6 m über dem natürlichen Gelände erreichen. 

Die Funktionsgebäude werden als Beton-Fertigbauteile mit Flachdach ausgeführt und haben eine 
Grundfläche von ca. 3 x 6 m und eine Höhe von ca. 3,6 m. 

Aus Sicherheitsgründen muss das Areal eingezäunt werden. Dafür wird ein Schutzzaun aus Stahl er-
forderlich. 

Entlang der Anlagenaußenseiten wird eine breite Eingrünung mit einheimischen Gehölzen angelegt. 

Nach dem Bau der Anlage sind nur noch gelegentlich Kontroll- oder Wartungsbesuche erforderlich. 

Alle baulichen Anlagen können nach Beendigung der Nutzung einfach abgebaut und wiederverwertet 
werden. 

Die Anlage wird über Telekommunikationskabel geregelt und kontrolliert. 

Die Erschließung der Anlage erfolgt über öffentliche Straßen und Wege. 

Erschließungsmaßnahmen für Wasser oder Abwasser sind nicht erforderlich. 

Flächenübersicht 

Sondergebiet (eingezäunter Bereich) 54.854 m² 

Private Grünfläche außerhalb Zaun() 7.544 m² 

Geltungsbereich Sondergebiet Solar - Photovoltaik 62.495 m² 
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4.2. Darstellungen im Änderungsbereiches (Planinhalt) 

Die Änderung ist eine Aktualisierung bzw. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes. 
 

Abb. 7: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Universitätsstadt Marburg 

 

 

5. Umweltbericht in der Bauleitplanung 

Die Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 19/4 der Universitätsstadt Marburg für den „Solarpark 
Gisselberg“ im Stadtteil Gisselberg der Universitätsstadt Marburg erfolgt im Parallelverfahren mit dem 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 19/8 „Solarpark Gisselberg“ im Stadtteil Gisselberg der 
Universitätsstadt Marburg 

Auf der Flächennutzungsplanebene wird auf einen eigenen Umweltbericht verzichtet und auf den 
Umweltbericht des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes verwiesen.  

6. Wesentliche Auswirkungen 

Hier wird auf den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 19/8 „Solarpark Gisselberg“ im Stadtteil 
Gisselberg der Universitätsstadt Marburg verwiesen. 

7. Literaturverzeichnis 

Flächennutzungsplan der Universitätsstadt Marburg 

Regionalplan Mittelhessen 2010 
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8.  Rechtsvorschriften 

8.1 Europäische Union 

Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, FFH-Richtlinie) vom 21.05.1992 (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), 
zuletzt geändert durch Richtlinie 2006/105/EG vom 20.11.2006 (ABl. EG Nr. L 363 S. 368) 

8.2 Bund 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 421 der Verordnung vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 1474) 

Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt durch Artikel 2 Absatz 10 
des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498) geändert 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. v. 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert d. Art. 2 des Gesetzes am 21.12.2015 (BGBl. I S. 2490) 

Planzeichenverordnung Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung 
des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90 vom 18.12.1990) (BGBl. I 1991 S. 58; 
Geltung ab 01.04.1991) zuletzt geändert, 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) 

Raumordnungsgesetz (ROG) in der Neufassung vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986), geändert durch 
Artikel 124 des Gesetzes vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 1474) 

8.3 Bundesland Hessen 

Hessische Bauordnung (HBO) In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Januar 2011 
(GVBl. I S. 46, 180) Zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. November 2015 (GVBl. 
S. 457)  

Landesentwicklungsplan Hessen 2000 vom 13. Dezember 2000 (GVBL. l S. 2), in der Fassung der 
Veröffentlichung vom 12. Januar 2003, zuletzt geändert mit der zweiten Verordnung über die Ände-
rung vom 27. Juni 2013 

Gesetz zum Schutze der Kulturdenkmäler (Denkmalschutzgesetz) in der Fassung vom 5. September 
1986 Gesamtausgabe in der Gültigkeit vom 09.10.2014 bis 31.12.2016. Stand: zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 30.11.2015 (GVBl. 2015 S. 218) 
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